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B-VG Art.133 Abs4
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W119 1435548-1/19E
BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag.a EIGELSBERGER als Einzelrichterin Uber die Beschwerde
von XXXX , geb. XXXX , StA: VR China, gegen den Bescheid des Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl vom 15. 5.
2013, ZI 13 05.635 EAST Ost, beschlossen:

A)

Das Beschwerdeverfahren des XXXX wird gemaf & 24 Abs 2a AsylG 2005 idgF eingestellt.
B)

Die Revision ist gemal3 Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.

Text

BEGRUNDUNG:

I. Verfahrensgang:

Der Beschwerdefiihrer stellte am 2. 5. 2013 einen Antrag auf internationalen Schutz.

Mit Bescheid des Bundesasylamtes wurde der Antrag des BeschwerdefUhrers auf internationalen Schutz gemaf3 § 3
Abs. 1 iVm 8§ 2 Abs. 1 Z 13 AsylG bezlglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten (Spruchpunkt 1.) und
gemal 8 8 Abs. 1iVm § 2 Abs. 1 Z 13 AsylG bezlglich der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten in
Bezug auf den Herkunftsstaat VR China (Spruchpunkt Il.) abgewiesen. GemaR 810 Abs 1 Z 2 AsylG wurde der
Beschwerdefiihrer aus dem 0sterreichischen Bundesgebiet in die VR China ausgewiesen (Spruchpunkt Ill). Einer
Beschwerde gegen diesen Bescheid wurde gemdR 8 38 Abs 5 AsylG die aufschiebende Wirkung aberkannt
(Spruchpunkt IV.).

Gegen diesen Bescheid erhob der Beschwerdeflhrer durch seinen gewillkiirten Vertreter mit Schriftsatz vom 24. 5.
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2013 Beschwerde.

Dem Bundesverwaltungsgericht wurde am 16. 2. 2018 vom Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl eine
Ausreisebestatigung von IOM, datiert mit 5. 2. 2018 Ubermittelt, wonach der BeschwerdefUhrer am 2. 2. 2018 freiwillig
aus dem Bundesgebiet in die VR China ausgereist ist.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

Gemald 8 1 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz, Art. 1 BGBGBI. | 33/2013 (in der Folge: VwWGVG), idF BGBGBI. |
122/2013 ist das Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht durch das VwGVG geregelt. Gemal38 58 Abs. 2 VwGVG
bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt seines Inkrafttretens bereits kundgemacht waren, in
Kraft. GemaR § 17 VwGVG sind, soweit im YWGVG nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren lber Beschwerden
gemal’ Art. 130 Abs. 1 B-VG - wie die vorliegende - das AVG mit Ausnahme seiner 88 1 bis 5 und seines IV. Teiles, die
Bestimmungen weiterer, hier nicht relevanter Verfahrensgesetze und im Ubrigen jene verfahrensrechtlichen
Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemald anzuwenden, welche die Verwaltungsbehoérde in jenem
Verfahren angewandt hat oder anzuwenden gehabt hatte, das dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht
vorangegangen ist. Dementsprechend sind im Verfahren Gber die vorliegende Beschwerde Vorschriften des AsylG 2005
und des BFA-VG anzuwenden. (So enthalten zB § 16 Abs. 1 zweiter Satz und § 21 Abs. 7 BFA-VG ausdricklich

Sonderbestimmungen gegentiber dem VwGVG.)

GemaR 8§ 28 Abs. 2 VWGVG hat das Verwaltungsgericht - und somit auch das Bundesverwaltungsgericht - Uber
Beschwerden gemal Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG in der Sache selbst zu entscheiden, wenn der mal3gebliche Sachverhalt
feststeht oder seine Feststellung durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit
einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist. Liegen diese Voraussetzungen nicht vor, so hat das
Verwaltungsgericht gemald § 28 Abs. 3 VWGVG in der Sache selbst zu entscheiden, wenn die Verwaltungsbehdrde dem
nicht bei der Vorlage der Beschwerde "unter Bedachtnahme auf die wesentliche Vereinfachung oder Beschleunigung
des Verfahrens" widerspricht. Hat die Behdrde notwendige Ermittlungen des Sachverhalts unterlassen, so kann das
Verwaltungsgericht den angefochtenen Bescheid mit Beschluss aufheben und die Angelegenheit zur Erlassung eines
neuen Bescheides an die Behorde zurlckverweisen. Die Verwaltungsbehdrde ist dabei an die rechtliche Beurteilung
gebunden, von der das Verwaltungsgericht bei seinem Beschluss ausgegangen ist.

Gemall 8 6 Bundesverwaltungsgerichtsgesetz BGBI | 10/2013 entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch
Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Eine andere
als die Zustandigkeit des Einzelrichters ist fir die vorliegende Rechtssache nicht vorgesehen, daher ist der Einzelrichter
zustandig.

Zu A)

Gemal? § 24 Abs 2a AsylG ist das Asylverfahren bei freiwilliger Abreise des Fremden in den Herkunftsstaat mit seiner
Ausreise einzustellen, es sei denn der Sachverhalt ist entscheidungsreif. Ein eingestelltes Verfahren ist von Amts wegen
fortzusetzen, wenn sich der Fremde nach Einstellung nicht rechtmaBig im Bundesgebiet aufhalt oder einen Antrag auf
internationalen Schutz stellt. Mit Fortsetzung des Verfahrens beginnt die Entscheidungsfrist nach § 73 Abs 1 AVG oder
§ 34 Abs 1 VWGVG zu laufen. Nach Ablauf von zwei Jahren nach Einstellung des Verfahrens ist eine Fortsetzung des
Verfahrens nicht mehr zulassig.

Der Beschwerdefiihrer verliel das Osterreichische Bundesgebiet am 2. 2. 2018. Er ist somit freiwillig in seinen
Herkunftsstaat zurtckgekehrt.

Zur Feststellung des maRRgebenden Sachverhaltes ist die persénliche Mitwirkung des Beschwerdefihrers erforderlich,
sodass der Sachverhalt nicht entscheidungsreif ist. Damit ist der Voraussetzung des § 24 Abs 2a AsylG 2005
entsprochen und das Verfahren einzustellen.

Es ist somit spruchgemal zu entscheiden.
Zu B) Unzulassigkeit der Revision

GemaR§ 25a Abs. 1 VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.
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Die Revision ist gemal3 Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage
abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Die Regelung des § 25 Abs. 1 Z 3 AsylG 2005 ist eindeutig und klar,
sie lasst keinen Raum fur Zweifel oder Interpretationsfragen.

Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab,
noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch
nicht als uneinheitlich zu beurteilen.

Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vor.
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